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durch ihre Lage abseits vorhandener Siedlungsgebiete dem Ziel (Z) 5.2 LEP HR widersprechen. In der 
aktuell vorliegenden Planung ist die Fläche zwischen Kleinleipisch und Koyne erheblich reduziert und 
als Sonderbaufläche Erneuerbare Energien dargestellt. Die Sonderbaufläche „Gewerbliche Bergbau-
nachsorge“ (damals Änderungsbereich 5) ist im aktuell vorliegenden Planentwurf nicht mehr darge-
stellt. Ein Zielwiderspruch zu Z 5.2 LEP HR „Siedlungsanschluss“ ist somit hinsichtlich dieser beiden Flä-
chen nicht mehr erkennbar.   

Kritisch zu bewerten ist in der aktuellen Planung die gewerbliche Baufläche im Änderungsbereich 22.  

Bei dieser gewerblichen Baufläche handelt es sich vermutlich um eine altindustrielle Fläche. Da sie we-
nig hochbaulich geprägt ist und nicht an ein vorhandenes Siedlungsgebiet anschließt, steht eine Pla-
nung auf dieser Fläche im Widerspruch zu Ziel Z 5.2 LEP HR. Eine Ausnahme vom Gebot des Siedlungs-
anschlusses ist nur zulässig, wenn die Entwicklungsmöglichkeiten dieser Fläche auf gewerblich-indust-
rielle Nutzungen beschränkt werden, für die aus immissionsschutzrechtlichen oder verkehrlichen 
Gründen (Logistik) ein unmittelbares Angrenzen an bestehende Siedlungsgebiete ausgeschlossen ist 
(siehe Z 5.2 (2) LEP HR). Dies ist in der Begründung zum FNP zu dokumentieren. 

 

Rechtliche Grundlagen zur Beurteilung der Planungsabsicht  

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007) vom 18.12.2007, (GVBl. I S. 235) 
Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin – Brandenburg (LEP HR) vom 29.04.2019 (GVBl. II, Nr. 35) 
Bindungswirkung 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne an die Ziele der Raumordnung anzupassen. Die Ziele der 
Raumordnung können im Rahmen der Abwägung nicht überwunden werden. 

Die für die Planung relevanten Grundsätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung sind aus den o. 
g. Rechtsgrundlagen von der Kommune eigenständig zu ermitteln und im Rahmen der Abwägung ange-
messen zu berücksichtigen. 

Hinweise 

• Diese Stellungnahme gilt, solange die Grundlagen, die zur Beurteilung der Planung geführt haben, 
nicht wesentlich geändert wurden. Die Erfordernisse aus weiteren Rechtsvorschriften bleiben von die-
ser Mitteilung unberührt. 

• Die GL äußert sich im Rahmen der Behördenbeteiligung an kommunalen Bauleitplanungen zu den In-
halten der Landesplanung (LEPro, LEP HR, LEP FS, Braunkohleplanung). Die Belange der Regionalpla-
nung, insbesondere auch die beachtenspflichtigen regionalplanerischen Ziele, werden durch die Regi-
onale Planungsgemeinschaft vertreten. Die Regionale Planungsgemeinschaft ist als Träger öffentlicher 
Belange durch die Kommune direkt zu beteiligen. 

• Wir bitten, Beteiligungen zu Bauleitplanverfahren nur in digitaler Form durchzuführen (E-Mail oder 
Download-Link) und dafür ausschließlich unser Referatspostfach zu nutzen: gl5.post@gl.berlin-
brandenburg.de. 

• Wir bitten, Mitteilungen über das Inkrafttreten von Bauleitplänen sowie Satzungen nach § 34 (4) 
BauGB oder die Einstellung von Verfahren nur in digitaler Form (E-Mail oder Download-Link) zu 
senden an unser Referatspostfach gl5.post@gl.berlin-brandenburg.de sowie zur Aktualisierung des 
Raumordnungskatasters/PLIS zusätzlich an das LBV/Raumbeobachtung: PLIS@lbv.brandenburg.de. 




